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Vorschlag einer Siebenten Richtlinie des Rates zur Harmonisierung der Rechts- 
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DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft insbesondere auf 
die Artikel 99 und 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der Rat hat gemäß Artikel 32 der sechsten Richt- 
linie 77/388/EWG des Rates vom 17. Mai 1977 zur 
Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitglied- 
staaten über die Umsatzsteuern - Gemeinsames 
Mehrwertsteuersystem : einheitliche steuerpflichtige 
Bemessungsgrundlage - eine gemeinschaftliche 
Regelung für die auf dem Gebiet der Kunstgegen- 
stände, Antiquitäten, Sammlungsstücke sowie der 
Gebrauchtgegenstände anzuwendende Besteuerung, 
zu erlassen. Diese Regelung soll es ermöglichen, daß 
Vertriebsverlagerungen innerhalb des Gemein- 
schaftssatzes auf diese Umsätze in allen Mitglied- 
staaten zu gleichmäßigen Ergebnissen bei der Er- 
hebung der eigenen Mittel führt. 

Die Anwendung der normalen Besteuerungsrege- 
lung auf Kunstgegenstände, Antiquitäten, Samm- 
lungsstücke und Gebrauchtgegenstände würde zu 
Schwierigkeiten führen. Ohne Sonderbestimmungen 
würde ein aus der Endstufe des Verbrauchs stam- 
mender und in den Wirtschaftskreislauf zurückge- 
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führter Gegenstand erneut und in vollem Umfang mit 
der Mehrwertsteuer belastet, ohne daß der Steuer- 
pflichtige, der Wiederverkäufer des Gegenstandes 
ist, die im Erwerbspreis enthaltene Steuer in Abzug 
bringen könnte. 

Eine von einer Privatperson bewirkte Lieferung 
dieser Gegenstände unterliegt aus praktischen Er- 
wägungen nicht der Mehrwertsteuer. Die daraus sich 
ergebende unterschiedliche Steuerbelastung würde 
dazu anreizen, den üblichen gewerblichen Handels- 
weg zu umgehen. 

Um diese Unzuträglichkeiten zu vermeiden, ist es 
deshalb notwendig, gemeinschaftliche Sonderrege- 
lungen für Kunstgegenstände, Antiquitäten, Samm- 
lungsstückc sowie Gcbrauchtgegenstände vorzu- 
zusehen — • 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Einleitende Bestimmungen 

1. Abweichend von den Artikeln 11-A, 17, 18 und 
28 der Richtlinie 77/388/EWG wenden die Mit- 
gliedstaaten gemäß nachstehenden Artikeln die 
Mehrw^ertsteuer auf die Lieferungen von Kunst- 
gegenständen, Antiquitäten, Sammlungsstücken 
sowie Gebrauchtgegenständen an, wenn sie von 
Steuerpflichtigen bewirkt werden, die diese Ge- 
genstände für Zwecke des Wiederverkaufs er- 
werben. Das gleiche gilt für Umsätze dieser 
Gegenstände, wenn sie durch Personen bewirkt 
werden, die den Beruf eines Vermittlers, gleich 
welcher Art, ausüben. 
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2. Für die Anwendung dieser Richtlinie gelten als 
„Steuerpflichtige-Wiederverkäufer" Personen, 
die von Berufs wegen eine der im ersten Absatz 
genannten Tätigkeiten ausüben. 

3. Steuerpflichtige, die der Sonderregelung gemäß 
dieser Richtlinie unterliegen, sind berechtigt, 
nach den von jedem Mitgliedstaat festzulegen- 
den Modalitäten für die Anwendung der norma- 
len Mehrwertsteuerregelung zu optieren. 

4. Diese Richtlinie steht der Anwendung der an- 
deren Bestimmungen der Richtlinie 77/388/EWG, 
insbesondere des Artikels 15 Abs. 1 und 2 und 
des Artikels 24, nicht entgegen. 

Artikel 2 

Regelung für Kunstgegenstände, Sammlungsstücke 
und Antiquitäten 

1. Im Sinne dieser Richtlinie gelten als 
— Kunstgegenstände: 

* unter den Tarifnummern 99.01, 99.02 und 
99.03 des Gemeinsamen Zolltarifs aufgeführte 
Gegenstände; 

— Sammlungsstücke: 

für Sammlungen bestimmte Gegenstände von 
archäologischem, historischem, völkerkund- 
lichem, paläontologischem, zoologischem, 
botanischem, mineralogischem, münzkund- 
lichem und philatelistischem Wert; 

— Antiquitäten:, 

nicht zu den Kunstgegenständen und Samm- 
lungsstücken zählende Gegenstände, die älter 
als 100 Jahre sind. 

2. Die Mitgliedstaaten befreien von der Steuer die 
vom Künstler selbst bewirkten Lieferungen und 
Einfuhren von Kunstgegenständen. 

3. Die Besteuerungsgrundlage für die von einem 
„Steuerpflichtigen-Wiederverkäufer" bewirkte 
Lieferung von Kunstgegenständen, Sammlungs- 
stücken und Antiquitäten ist 30 v. H. des Ver- 
kaufspreises. 

4. Diese Regelung gilt auch für die Lieferung der in 
Absatz 1 genannten Gegenstände, die aus Gold 
oder anderem Edelmetall gefertigt oder mit Edel- 
steinen verziert sind, wenn der Wertanteil des 
Edelmetalles oder der Edelsteine 50 v. H. des 
Verkaufspreises dieser Gegenstände nicht über- 
steigt. 


5. Ein Anspruch auf Vor Steuerabzug entsteht nicht: 

— für die beim Erwerb der in Absatz 1 bezeich- 
neten Gegenstände entrichtete Steuer; 

— für die von einem „Steuerpflichtigen-Wieder- 
verkäufer“ beim Erwerb von Gegenständen 
und Bezug von Dienstleistungen, die für diese 
Tätigkeit verwendet werden, entrichtete 
Steuer. 

6. Werden die in Absatz 1 genannten Gegenstände 
von einem „Steuerpflichtigen-Wiederverkäufer'' 
eingeführt, begründet die bei der Einfuhr ent- 
richtete Mehrwertsteuer einen Anspruch auf Vor- 
steuerabzug in Flöhe von 70 v. H. ihres Betrages. 
Der Anspruch auf Vorsteuerabzug kann erst 
dann geltend gemacht werden, wenn die auf die 
Lieferung des Gegenstandes, vom „Steuerpflich- 
tigen-Wiederverkäufer" zu entrichtende Steuer 
fällig wird. 

7. Werden die für Zwecke des Wiederverkaufs er- 
worbenen oder eingeführten Gegenstände nach 
Gebieten außerhalb des in Artikel 3 der Richt- 
linie 77/388/EWG bezeichneten Gebietes ver- 
sandt oder befördert, ist der „Steuerpflichtige- 
Wiederverkäufer" berechtigt, die beim Kauf oder 
bei der Einfuhr geschuldete oder entrichtete 
Mehrwertsteuer abzuziehen. Das Abzugsrecht 
darf erst dann ausgeübt werden, wenn die Aus- 
fuhrformalitäten erfüllt sind. 

Artikel 3 

Regelung für Gebrauchtgegenstände 

1. Als Gebrauchtgegenstände im Sinne dieser Richt- 
linie gelten gebrauchte und in ihrem derzeitigen 
Zustand oder nach Instandsetzung erneut ver- 
wendbare bewegliche Gegenstände, die nicht in 
Artikel 2 bezeichnet sind. 

2. Die Besteuerungsgrundlage der Lieferung von 
Gebrauchtgegenständen, die nicht in Artikel 4 
genannt sind, ist 30 v. H. des Verkaufspreises, 
wenn die Lieferung von einem „Steuerpflichtigen 
Wiederverkäufer" bewirkt wird, der diesen Ge- 
genstand von einem Nichtsteuerpflichtigen oder 
von einem Steuerpflichtigen erworben hat, der 
beim Erwerb dieses . Gegenstandes nicht zum 
Mehrwertsteuerabzug berechtigt war. 

3. Die Regelung des Absatzes 2 kann nach Option 
des „Steuerpflichtigen-Wiederverkäufer" gemäß 
den von jedem Mitgliedstaat festgelegten Moda- 
litäten auf Lieferungen von Gebrauchtgegen- 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramts vom 24. Januar 1978 ~ 14 - 680 70 — E - Ste 8/78: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 11. Januar 1978 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
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Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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ständen angewendet werden, die bei anderen auf der Grundlage des Einkaufspreises dieses 

Steuerpflichtigen erworben worden sind. Die Op- Gegenstandes zu dem im Zeitpunkt des Erwerbs 

tion muß sich auf alle derartigen Umsätze er- geltenden Steuersatz, berechtigt, wenn 

sti ecken. — Gegenstand bei einem Nichtsteuerpflich- 

4. Diese Regelung gilt nicht für die Lieferung von tigen erworben worden ist; 


Gebrauchtgegenständen aus Gold oder sonstigen 
Edelmetallen oder von Gegenständen, die mit 
Edelsteinen verziert sind. 

5. Für die dem „Steuerpflich tigen- Wiederverkäu-, 
fer'" beim Erwerb von Gegenständen und Bezug 
von Dienstleistungen, die für Zwecke der nach 
dieser Regelung besteuerten Umsätze verwendet 
werden, in Rechnung gestellte Mehrvvrertsteuer 
besteht kein Recht auf Abzug. 

Werden die zum Zwecke des Wiederverkaufs 
erworbenen Gegenstände jedoch nach Gebieten 
außerhalb des in Artikel 3 der Richtlinie 77/388/ 
EWG bezeichneten Gebietes versandt oder beför- 
dert, so ist der Steuerpflichtige zum Abzug der 
beim Erwerb dieser Gegenstände geschuldeten 
oder entrichteten Mehrwertsteuer berechtigt. Das 
Recht auf Vorsteuerabzug kann erst nach Erfül- 
lung der Ausfuhrformalitäten ausgeübt werden. 


Artikel 4 

Regelung für bestimmte Gebrauchtgegenstände 

1. Im Sinne dieser Richtlinie gelten als 
— Personenkraftwagen; 

Kraftwagen zum Befördern von Personen mit 
nicht mehr als acht Sitzplätzen ohne den Platz 
des Fahrers; 

— Anhänger: 

alle von einem Personenkraftwagen mitge* 
führten Anhänger, einschließlich Wohn- 
wagen, jedoch ohne Wohnmobile; 

— Krafträder: 

Krafträder mit oder ohne Beiwagen sowie 
Fahrräder mit Hilfsmotor, Beiwagen für Kraft- 
räder; 

— Sportflugzeuge: 

Luftfahrzeuge mit oder ohne Motor, die nicht 
für eine steuerpflichtige Tätigkeit verwendet 
werden; 

— Vergnügungsboote: 

Vergnügungsboote mit oder ohne Motor, die 
nicht für eine steuerpflichtige Tätigkeit ver- 
wendet werden, 

2. Liefert ein „Steuerpflichtiger-Wiederverkäufer'' 
einen in Absatz 1 bezeichneten Gegenstand, so 
ist er zum Abzug der Mehrwertsteuer, berechnet 


— der bei einem Steuerpflichtigen erworbene 
Gegenstand keinen Anspruch auf den in 
Artikel 17 der Richtlinie 77/388/EWG vorge- 
sehenen Steuerabzug begründet hat. 

3. Der in Absatz 2 vorgesehene Anspruch auf Vor- 
steuerabzug entsteht zu dem Zeitpunkt, zu dem 
die für die Lieferung des Gegenstandes vom 
„Steuerpflichtigen-Wiederverkäufer" zu entrich- 
tende Steuer fällig wird. Der als Vorsteuerabzug 
zulässige Betrag darf vier Fünftel der beim 
Wiederverkauf geschuldeten Steuer nicht über- 
steigen. 

4. Werden die in Absatz 1 aufgeführten Gegen- 
stände nach Gebieten außerhalb des in Artikel 3 
der Richtlinie 77/388/EWG bezeichneten Gebietes 
versandt oder befördert, so darf der abziehbare 
Vorsteuerbetrag vier Fünftel des auf der Grund- 
lage des erklärten Ausfuhrwertes berechneten 
Steuerbetruges nicht übersteigen. Der Vorsteuer- 
abzug kann erst nach Erfüllung der Ausfuhr- 
formalitäten ausgeübt werden. 

5. Bei der Einfuhr der in Absatz 1 genannten Ge- 
genstände berechtigt die dabei entrichtete Steuer 
den „Steuerpflichtigen-Wiederverkäufer"' zum 
Vorsteuerabzug nach Artikel 17 der Richtlinie 77/ 
388/EWG zu dem Zeitpunkt, in dem die auf die 
Lieferung des Gegenstandes durch diesen Steuer- 
pflichtigen entfallende Steuer fällig wird oder die 
Ausfuhrformalitäten erfüllt sind. 

Artikel 5 
Schlußbestimmungen 

1 . Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen 
Vorschriften in Kraft, um dieser Richtlinie binnen 
drei Monaten nach ihrer Bekanntgabe nachzu- 
kommen, und setzen die Kommission hiervon in 
Kenntnis. 

2. Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, daß der 
Kommission der Wortlaut der wichtigsten inner- 
staatlichen Rechtsvorschriften übermittelt wird, 
die sie anschließend auf dem unter diese Richt- 
linie fallenden Gebiet erlassen. 


Artikel 6 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet. 
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Begründung 


I. Zielsetzung des Rschtlinienvorschlags 

Der am 29. Juni 1973 von der Kommission dem Rat 
unterbreitete Vorschlag für die Sechste Richtlinie 
des Rates zur Harmonisierung der Rechtsvorschrif- 
ten der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern sah 
für Gebrauchtgegenstände wie auch für Kunstgegen- 
stände, Antiquitäten und Sammlungsstücke eine be- 
sondere Mehrwertsteuerregelung vor, mit der den 
Steuerpflichtigen, die aus der Endstufe des Ver- 
brauchs stammende Gegenstände für Zwecke des 
Wiederverkaufs erwerben, ein Recht auf Abzug 
eines bestimmten Betrages eingeräumt wird, der die 
Vorsteuer verkörpern soll. 

In den Diskussionen im Rat wurden mehrere bei der 
Besteuerung dieser Gegenstände auftretende 
Schwierigkeiten erörtert, doch wurde keine der zur 
Beseitigung aller Probleme vorgeschlagenen Lösun- 
gen als brauchbar befunden. Artikel 32 der Richtlinie 
77/388/EWG trägt diesen Schwierigkeiten Rechnung, 
indem er die Kommission mit der erneuten Prüfung 
dieser Probleme und mit der Vorlage eines neuen 
Vorschlags beauftragt, der bis zum 31. Dezember 
1977 angenommen werden soll. 

II. Analyse des Problems 

Hinsichtlich der Mehrwertbesteuerung von Ge- 
brauchtgegenständen stellen sich besonders folgende 
Probleme: 

— Definition des Begriffs „Gebrauchtgegenstand"; 

— Anwendung der Mehrwertsteuer auf Gebraucht- 
gegenstände; 

— Eigenschaft des Verkäufers (Steuerpflichtiger 
oder Privatperson). 

Begriff „Gebrauchtgegenstand" 

Als Gebrauchtgegenstand können Gegenstände be- 
zeichnet werden, die nach dem Produktions- und 
Vermarktungsstadium zum Endverbraucher gelangt 
sind, somit einen „Kreislauf auf Handelsebene" 
durchlaufen haben und nach einiger Zeit, in der eine 
gewisse Nutzung angenommen werden kann, wieder 
einen zweiten „Kreislauf auf Handelsebene" durch- 
laufen, indem sie Gegenstand erneuter Lieferungen 
werden. 

Verglichen mit neuen Gegenständen weisen Ge- 
brauchtgegenstände im allgemeinen zwei besondere 
Merkmale auf: 

1. Wirtschaftlich gesehen haben Gebrauchtgegen- 
stände stets eine lange Lebensdauer; 

2. anders als bei neuen Gegenständen besteht die 
Möglichkeit, Gebrauchtgegenstände ohne Ein- 
schaltung eines gewerblichen Unternehmens zu 
veräußern. 

Gegenstände, die die vorerwähnten Merkmale auf- 
weisen, können in drei Gruppen eingeteilt werden: 


1. Gebrauchtgegenstände im eigentlichen Sinne, 
d. h. langlebige Konsumgüter, die bei den aufein- 
anderfolgenden Umsätzen auf den Handelsstufen 
an Wert verlieren; 

2. bestimmte Gebrauchtgegenstände wie beispiels- 
weise Kraftwagen und Wasserfahrzeuge, bei 
denen die Eigentumsübertragung in den meisten 
Fällen durch Eintragung erfolgt; 

3. Kunstgegenstände, Antiquitäten und Sammlungs- 
stücke, deren Wert sich normalerweise im Laufe 
der Zeit erhöht. 

Problem der Anwendung der Mehrwertsteuer auf 
Gebrauchtgegenstände 

Es wurden drei Lösungen in Betracht gezogen: 

A. Steuerbefreiung 

Ein gebrauchter Gegenstand, der auf einer Vorstufe 
endgültig mit Mehrwertsteuer belastet wurde und 
über einen Steuerpflichtigen, der den Gegenstand 
von einer Privatperson erworben hat, erneut in den 
Kreislauf auf Handelsebene gelangt, würde ein 
zweites Mal besteuert werden, ohne daß die Mög- 
lichkeit bestünde, die auf der Vorstufe lastende 
Steuer abzuziehen, da sich ein zeitlich verzögerter 
Abzug praktisch nicht durchführen ließe, weil es hier 
allzu leicht zu Steuerumgehungen kommen könnte. 

Um die gegebenenfalls unmittelbar oder mittelbar 
aus der Besteuerung dieses Gegenstandes resultie- 
renden Kumulierungswirkungen zu vermeiden, 
wurde die These vorgebracht, daß man Gebraucht- 
gegenstände aus dem Anwendungsbereich der Mehr- 
wertsteuer herausnehmen könnte. Nach dieser 
These wäre diese Lösung im übrigen im Einklang 
mit dem Charakter der Mehrwertsteuer als Ein- 
phasensteuer und würde der Tatsache Rechnung tra- 
gen, daß bei Eintreffen des Gegenstandes beim End- 
abnehmer die Voraussetzungen für das Wieder- 
erfassen des Gegenstandes im Steuerkreislauf nicht 
mehr gegeben sind, da die Mehrwertsteuer darauf 
abzielt, die der Steuer unterliegenden Gegenstände 
im Wirtschaftskreislauf von der Herstellung (oder 
der Einfuhr) bis zum Endverbrauch nur einmal zu 
belasten. 

Es wäre jedoch mit dem Mehrwertsteuersystem nicht 
zu vereinbaren, wenn man Gebrauchtgegenstände 
mit der einzigen Zielsetzung, eine Doppelbestt^ue- 
rung zu vermeiden, außerhalb des Anwendungsbe- 
reiches der Steuer stellen würde, ohne dabei die 
später durchlaufenen Handelsstufen zu berücksich- 
tigen, die in den Anwendungsbereich dieser Steuer 
fallen müssen. 

Auch wenn sich der Grundsatz der Steuerbefreiung 
für Gebrauchtgegenstände theoretisch vertreten 
ließe, so hätte diese Befreiung wirtschaftlich fol- 
gende Auswirkungen: 

— merklicher Rückgang des Steueraufkommens; 

— Wettbewerbsverzerrung .durch Schaffung eines 
bevorzugten Marktes. 
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ß. Besteuerung im Rahmen der normalen Regelung 

Das Problem der Gebrauchtgegenstände stellt sich 
weder bei Lieferungen zwischen Mehrwertsteuer- 
pflichtigen noch bei Eigentumsübertragungen zwi- 
schen nicht der Mehrwertsteuer' unterliegenden Pri- 
vatpersonen. Im erstgenannten Fall unterliegt der 
normalen Steuerregelung eine Lieferung, die nicht 
bis zum Endverbraucher gelangt. Im zweiten Falle 
wird der Vorgang zwischen Privatpersonen abge- 
wickelt und bleibt folglich außerhalb des Anwen- 
dungsbereichs der Mehrwertsteuer. 

Dagegen ergibt sich dann ein Steuerkumulierungs- 
problem, wenn der bereits zum Endverbraucher ge- 
langte Gebrauchtgegenstand von einem Steuerpflich- 
tigen erworben und weiterverkauft wird. Im Er- 
werbspreis des Steuerpflichtigen ist somit eine rest- 
liche, nicht abziehbare Steuerbelastung und im Ver- 
kaufspreis dieses Steuerpflichtigen eine auf den 
gesamten Preis und nicht nur auf den Mehrwert 
angewandte Mehrwertsteuer enthalten. 

C. Sonderregelung 
Ausgehend davon, 

— daß der Grundsatz der Mehrwertbesteuerung von 
Gebrauchtgegenständen gewahrt werden muß, 
wenn der Handel mit diesen Gegenständen den 
Beginn eines neuen Handelskreislaufs darstellt, 
der sich von dem vorangehenden, bereits mit 
Mehrwertsteuer belasteten Kreislauf völlig 
unterscheidet, 

— daß zum andern gefordert werden muß, eine 
Doppelbesteuerung zu vermeiden oder deren 
Folgen zu mildern, 

wird eine Sonderregelung ins Auge gefaßt, die zwar 
von der normalen Regelung abweicht, jedoch den 
Vorteil hat, im Rahmen des Mehrwertsteuersystems 
zu bleiben. 

Eigenschaft des Verkäufers 

Nachdem feststeht, daß das Problem der Besteue- 
rung von Gebrauchtgegenständen darauf zurückzu- 
führen ist, daß auch Privatpersonen am Handel teiH 
nehmen, wurde geprüft, ob nicht alle Transaktionen 

— ohne Berücksichtigung der Eigenschaft des Ver- 
käufers - der Mehrwertsteuer unterliegen sollten. 

Tatsächlich kann bei Gebrauchtgegenständen ein 
Mehrv/ert entstehen, und zwar dann, wenn im Han- 
del mit Gebrauchtgegenständen entweder ein Unter- 
nehmen als Mittler auftritt, oder wenn ein Direkt- 
verkauf durch eine Privatperson an eine andere 
Privatperson vorliegt. 

Wenn es aber einerseits wünschenswert ist, den An- 
wendungsbereich der Steuer auch auf Gebraucht- 
gegenstände auszudehnen, die von Privatpersonen 
gehandelt werden (Artikel 4 Abs. 3 der Richtlinie 77/ 
388/EWG), besteht doch andererseits kein Zweifel, 
daß diese Lösung auf unüberwindliche praktische 
und technische Schwierigkeiten stößt (Verallgemei- 
nerung der Steuerpflicht: Steuererklärung, Rech- 
nungserteilung, Vorsteuerabzug). 


III. Zusammenfassung der Analyse 

Vorstehende Darlegungen lassen sich wie folgt zu- 
sammenfassen: 

— will man Steuerkumulierungen vermeiden oder 
deren Auswirkungen mildern, 

— will man ferner vermeiden, daß der steuerpflich- 
tige Wiederverkäufer ausgeschaltet wird, 

so besteht die einzige Lösung darin, für den Verkauf 
beweglicher Gegenstände, die beim Erwerb seitens 
des steuerpflichtigen Wiederverkäufers kein Recht 
auf Vorsteuerabzug begründet haben, eine Sonder- 
regelung einzuführen. 

Diese Regelung könnte verschiedene Varianten ver- 
wenden: 

1. Im Rahmen der normalen Regelung könnte ein 
gemeinsamer ermäßigter Steuersatz zur Anwen- 
dung kommen; 

2. als Besteuerungsgrundlage könnte der Unter- 
schied zwischen dem Verkaufspreis und dem Ein- 
kaufspreis festgelegt werden; 

3. dem „Steuerpflichtigen-Wiederverkäufer" als Er- 
werber könnte gestattet werden, von der auf 
seinen Wiederverkaufspreis zu erhebenden 
Steuer die unter Zugrundelegung seines Ein- 
kaufspreises berechnete Steuer abzuziehen; 

4. als Besteuerungsgrundlage könnte ein pauschaler 
Prozentsatz des Verkaufspreises festgelegt wer- 
den. 

Die erste Lösung hätte nachstehende Vorteile: 

— Die Kumulierungswirkungen würden verringert, 
ohne allerdings zu entfallen, 

— in den meisten Fällen brauchte nicht auf eine 
Sonderregelung zurückgegriffen zu werden. Diese 
Lösung liegt jedoch außerhalb des Rahmens der 
Harmonisierung der Bemessungsgrundlage der 
Mehrwertsteuer und mithin des Artikels 32 der 
Richtlinie 77/388/EWG. 

Die zweite Lösung hätte den Vorteil, daß sie die Be- 
steuerung des tatsächlich vom Steuerpflichtigen als 
Wiederverkäufer hinzugefügten Wertes ermöglicht, 
doch wäre damit der Nachteil verbunden, daß dem 
Käufer die Gewinnspanne dieses Steuerpflichtigen 
bekannt würde. Zur Vermeidung dieses Nachteils 
wurde eine These vorgebracht, die darin besteht, 
der Mehrwertsteuer die Bruttogewinnspanne des 
Steuerpflichtigen, die sich während einer Erklärungs- 
periode aus dem Unterschied zwischen den zu be- 
steuernden Verkäufen und den Einkäufen ergibt, zu 
unterwerfen. Eine solche Regelung würde gegen die 
Grundsätze der Mehrwertsteuer verstoßen, die bein- 
halten, daß die Besteuerung zu Lasten des Verbrau- 
chers bei jedem in Betracht kommenden Vorgang 
getrennt erfolgt. In der Tat würde dieses System, 
das jede Weitergabe der Steuer ausschließt, zu einer 
Besteuerung der erzielten Gewinnspanne im Ver- 
hältnis zum erzielten Umsatz des Steuerpflichtigen, 
ähnlich einer Einkommensteuer, führen und die 
Eigenschaften einer Verbrauchsteuer verlieren. 
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Darüber hinaus würde bei dieser zweiten Lösung 
die Steuerhinterziehung erleichtert, denn der Steuer- 
pflichtige als Wiederverkäufer hätte alles Interesse 
daran, einen überhöhten Erwerbspreis anzugeben, 
um seine Gewinnspanne künstlich zu verringern, 
zumal man diese Angabe nicht überprüfen könnte. 

Die dritte Lösung hätte die gleichen Vorteile wie die 
zweite, da auch hier nur der tatsächliche Mehrwert 
besteuert würde. Ein Vorteil wäre außerdem, daß 
die Gewinnspanne der Steuerpflichtigen nicht in Er- 
scheinung tritt. Diese Lösung setzt allerdings eine 
außerordentlich genaue Buchführung des Steuer- 
pflichtigen voraus. Die Lösung wäre zwar nicht für 
Gebrauchtgegenstände aller Art geeignet (dies gilt 
besonders für diejenigen, die Gegenstand eines Er- 
werbs durch eine Privatperson zu einer Zeit bilde- 
ten, als noch keine Mehrwertsteuer erhoben wurde, 
oder als Massengut oder im Rahmen einer Gesamt- 
heit, z. B. bei einer Erbschaft, erworben wurden), 
könnte jedoch in Verbindung mit einem Sonderver- 
fahren zur Ausschaltung der Steuerverkürzung auf 
eingetragene Gebrauchtgegenstände angewendet 
werden. 

Die vierte Lösung hat nachstehende Vorteile: 

— einfache Anwendung; 

— Vermeidung merklicher Steueraufkommensver- 
luste; 

— keine Benachteiligung der Steuerpflichtigen als 
Wiederverkäufer; 

— keine Offenlegung der Gewinnspanne dieser 
Steuerpflichtigen trotz steuerlicher Erfassung der 
Spanne. 

Der Nachteil dieser Lösung liegt darin, daß die Be- 
steuerungsgrundlage (d. h. die Gewinnspanne des 
Steuerpflichtigen) durch einen pauschalen Prozent- 
satz des Verkaufspreises festgelegt wird, eine Rege- 
lung, die - wie jede Pauschalierung - willkürlich er- 
scheinen kann. Der Prozentsatz könnte je nach Art 
der gelieferten Gegenstände schwanken, doch ent- 
fiele damit der Vorteil der Einfachheit, den diese 
Lösung bietet. 

Angesichts der Vor- und Nachteile der vier Anwen- 
dungsmodalitäten einer Sonderregelung für die in 
Artikel 32 der Sechsten Richtlinie genannten Gegen- 
stände hält es die Kommission für ratsam, unter Be- 
rücksichtigung der Art der Gegenstände auf die bei- 
den letztgenannten Modalitäten zurückzugreifen. 

IV. Begründung zu den einzelnen Artikeln 
Zu Artikel 1 

Dieser Artikel stellt eindeutig den Grundsatz her- 
aus, daß sämtliche Bestimmungen der Richtlinie 77/ 
388/EWG anzuwenden sind, ausgenommen diejeni- 
gen, von denen ausdrücklich eine Abweichung vor- 
gesehen ist, damit die eigenständige Sonderregelung 
funktionieren kann. Bei -diesen Abweichungen han- 
delt es sich um die Besteuerungsgrundlage für Liefe- 
rungen und das Vorsteuerabzugsrecht des steuer- 
pflichtigen Wiederverkäufers. Um keine Unklarhei- 


ten aufkommen zu lassen, wurde es jedoch für 
zweckmäßig gehalten, auf die Anwendung einiger 
Bestimmungen der vorgenannten Richtlinie, wie bei- 
spielsweise die Steuerbefreiungen der Ausfuhr und 
die Sonderregelung für Kleinunternehmen, aufmerk- 
sam zu machen. Außerdem erschien es ratsam, 
steuerpflichtigen Wiederverkäufern, die die Sonder- 
regelung nicht anwenden wollen, weil ihre Buch- 
führung es ihnen ermöglicht, aufgrund des tatsäch- 
lichen Mehrwerts besteuert zu werden (Steuerpflich- 
tige, die grundsätzlich bei Steuerpflichtigen einkau- 
fen) oder weil ihre Tätigkeit hauptsächlich darin 
besteht, Gegenstände zum Zwecke des Weiterver- 
kaufs an Steuerpflichtige einzuführen (in diesem 
Fall kommt es nicht zur Wettbewerbsverzerrung, da 
Verkäufer und Käufer zum Steuerabzug berechtigt 
sind), ein Recht zur Option für die normale Regelung 
einzuräumen. 

Die im zweiten Absatz vorgesehene Gleichstellung 
aller Mittelspersonen mit einem Steuerpflichtigen- 
Wiederverkäufer ist nur eine Ausdehnung des An- 
wendungsbereichs von Artikel 5 Abs. 4 Buchstabe C 
der genannten Richtlinie. Durch diese Ausdehnung 
sollen sowohl Wettbewerbsverzerrungen im Inland 
als auch Verkehrsverlagerungen innerhalb der Ge- 
meinschaft verhindert werden. 

Zu Artikel 2 

Absatz 1 

Da eine Definition des Begriffs Kunstgegenstand 
außerordentlich schwierig ist, erschien es sinnvoll, 
hier auf den Gemeinsamen Zolltarif zu verweisen. 

Bei den Sammlungsstücken erschien es dagegen rat- 
sam, den Bestimmungszweck dieser Gegenstände 
aufzuführen, wodurch der Gegenstand als Samm- 
lungsstück definiert wird. Die Aufzählung der Be- 
stimmungszwecke ist hier übrigens vollständiger als 
die des Gemeinsamen Zolltarifs. 

Für Antiquitäten legen der Gemeinsame Zolltarif 
sowie einige einzelstaatliche Rechtsvorschriften 
ebenfalls ein Alter von 100 Jahren zugrunde. 

Absatz 3 

Für Kunstgegenstände, Sammlungs stücke und Anti- 
quitäten erschien es angebracht, die Besteuerungs- 
grundlage einheitlich festzulegen, und zwar aus Ver- 
einfachungsgründen wie auch zur Vermeidung von 
Streitfragen, die bei der Einstufung der Gegenstände 
auftreten könnten, wenn die Besteuerungsgrundlage 
dieser Gegenstände nach unterschiedlichen pauscha- 
len Prozentsätzen festgelegt würde. In der Praxis 
kann ein Gegenstand sehr oft gleichzeitig ein Kunst- 
gegenstand, ein Sammlungsstück und eine Anti- 
quität sein. 

Der auf 30 v. H. des Verkaufspreises festgesetzte 
Pauschalsatz dürfte der durchschnittlichen Gewinn- 
spanne der in Betracht kommenden Berufe am näch- 
sten kommen. Damit erfaßt man einen Mehrwert, 
der mehr als 42 v. H. Aufschlag auf den Einkaufs- 
preis des Steuerpflichtigen-Wiederverkäufers ent- 
spricht. 
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A b s a t z 4 

Um Steuerverkürzungen möglichst weitgehend aus- 
zuschalten, soll die Lieferung von Edelmetallen und 
-steinen nur dann unter Artikel 2 fallen, wenn der 
Handelswert der Gegenstände doppelt so hoch ist 
wie der Wert der in die Fertigung eingehenden 
Edelmetalle und -steine. Ohne diese Bestimmung 
würde ein Steuerpflichtiger-Wiederverkäufer daran 
interessiert sein, einen beliebigen Gegenstand, bei- 
spielsweise aus Gold, als Kunstgegenstand zu be- 
zeichnen, um von der vorteilhaften Besteuerung des 
Verkaufspreises auf ermäßigter Besteuerungsgrund- 
lage zu profitieren. Um bei dem Vergleich des Ver-^ 
kaufspreises und der Besteuerung der in die Ferti- 
gung des Gegenstandes eingehenden Edelmetalle 
und -steine (dem hier vorgeschriebenen Vergleich) 
keine Streitigkeiten aufkommen zu lassen, muß zwi- 
schen den beiden Werten eine verhältnismäßig 
breite Spanne bleiben. Es wird daher vorgeschlagen, 
sich für einen Satz von 50 v. H. zu entscheiden. 

Absätze 2 und 5 

Die in Absatz 5 vorgesehene Versagung des Rechts 
auf Vorsteuerabzug ist eine notwendige Folge der 
Pauschalbesteuerung. Hätte der Steuerpflichtige das 
Recht auf Abzug der beim Kauf des verkauften Ge- 
genstandes in Rechnung gestellten Steuer, würde 
dieser Gegenstand tatsächlich unter Zugrundelegung 
von 30 V. H. seines Wertes besteuert. Die Besteue- 
rung der Spanne setzt voraus, daß der Erwerbspreis 
die Steuer einschließt; dies ist der Fall, wenn der 
Verkäufer kein Steuerpflichtiger ist. Um zu einer 
Gleichbehandlung der bei einer Privatperson und 
der bei einem Steuerpflichtigen getätigten Käufe zu 
gelangen, muß das Recht auf Vorsteuerabzug ausge- 
schlossen werden. 

Ferner muß der Abzug der beim Erwerb von Ge- 
genständen und Dienstleistungen, die für Zwecke 
dieser Tätigkeit verwendet werden, gezahlten 
Steuer versagt werden, denn diese Gegenstände und 
Dienstleistungen kommen zum Erwerbspreis des 
Gegenstandes hinzu, und die auf diese Gegenstände 
und Dienstleistungen erhobene Steuer muß ebenso 
behandelt werden, wie die Steuer, die auf dem Er- 
werbspreis eines Gegenstandes ruht, der der Rege- 
lung nach Artikel 2 unterliegt. Geht man davon aus, 
daß ein von einer Privatperson zum Preis von 100 
RE gekaufter alter Gebrauchtgegensland unter Auf- 
wendung von 75 RE instandgesetzt und zum Preis 
von 250 RE weiterverkauft wurde, so wird der Wei- 
terverkauf dieses Gegenstandes unter Zugrunde- 
legung von 75 RE besteuert. Könnte der Steuer- 
pflichtige die Steuer auf die Dienstleistungen ab- 
ziehen, so bliebe diese letztlich unbesteuert. 

Die Versagung des Rechts auf Steuerabzug führt 
nicht zu einer Kaskadenbesteuerung. Besteuerungs- 
grundlage des Gegenstandes ist ja nicht der Wert 
des Gegenstandes, sondern ein als Mehrwert beim 
Verkäufer anzusehender Prozentsatz des Verkaufs- 
preises, Diese Versagung führt vielmehr zu einer 
Anwendung der Mehrwertsteuer nach der sogenann- 
ten Vorumsatzabzugsmethode, mit pauschal errech- 
neten Ergebnissen, 


Die in Absatz 2 vorgesehene Steuerbefreiung ent- 
spricht den Anforderungen dieser Methode. Weitere 
Argumente rechtfertigen die Steuerbefreiung für von 
Künstlern bewirkte Lieferungen von Kunstgegen- 
ständen. 

Die Kohärenz des Systems würde an sich verlangen, 
daß die vom Künstler selbst bewirkten Lieferungen 
der Pauschalbesteuerung unterliegen. Wegen der 
praktischen Schwierigkeiten, diese Steuerpflichtigen 
zu erfassen, erschien es jedoch angezeigt, eine be- 
grenzte Befreiung vorzusehen. Die Steuerbefreiung 
dieser Lieferungen ist jedoch mit dem geplanten 
Vorumsatzabzugssystem durchaus vereinbar. Außer- 
dem muß noch ein ins Gewicht fallender Unterschied 
zwischen Kunstschaffenden der bildenden Kunst und 
anderen Künstlern (wie Komponisten, Musiker und 
Schriftsteller), die sich bei der Reproduktion ihrer 
Werke nicht einschalten, hervorgehoben werden. 
Während sich die letztgenannten Künstler in einer 
Besteucrungskette befinden (in ihrem Fall würde die 
Steuerbefreiung einen Bruch in dieser Kette bedeu- 
ten), liefern die bildenden Künstler einen großen 
Teil ihrer Werke selbst an Privatpersonen. 

Die in Absatz 1 gegebenen Definitionen ermöglichen 
es zudem, zwischen dem - Steuerbefreiung genie- 
ßenden - Sektor der schöpferischen Kunst und an- 
deren - nicht steuerbefreiten - Nebenbereichen wie 
beispielsweise dem Bereich des Kunsthandwerks eine 
genaue Abgrenzung vorzunehmen. Folglich führt die 
Steuerbefreiung der von Künstlern bewirkten Liefe- 
rungen - es handelt sich hier nur um geringfügige 
Umsätze, die im übrigen noch schwer zu erfassen 
sind - nicht zu einem größeren Steuerausfall. Im 
Gegenteil, die bei der Besteuerung dieser Tätigkeit 
auftretenden Schwierigkeiten (kann Künstlern eine 
Buchführungspflicht vorgeschrieben werden?) könn- 
ten nur mit Hilfe einer neuen vereinfachten Steuer- 
regelung verringert werden. Es dürfte aber wohl 
nicht sinnvoll sein, eine Vielfalt solcher Regelungen 
zu erlassen. 

Es sei noch erwähnt, daß die in einigen Mitglied- 
staaten bestehende Steuerbefreiung (oder Nicht- 
heranziehung zur Steuer) der Künstler im Rahmen 
des unter der Federführung der UNESCO Unterzeich- 
neten Übereinkommens von Florenz empfohlen 
wird. 

Nicht zuletzt kommt den Werken dieser Künstler 
große kulturelle Bedeutung zu, die sicherlich eine 
verständnisvolle Einstellung der öffentlichen Hand 
rechtfertigt, die ja übrigens auch von der Kommis- 
sion in ihrer Mitteilung an den Rat über die gemein- 
schaftliche Aktion im Kulturbereich befürwortet 
wurde. 

Absatz 6 

Dieser Absatz soll dafür sorgen, gleiche Wett- 
bewerbsverhältnisse zwischen auf dem Binnenmarkt 
einkaufenden Steuerpflichtigen-Wiederverkäufern 
und denjenigen, die die Gegenstände importieren, 
herzustellen. 
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Kauft beispielsweise ein Steuerpflichtiger A von 
einer Privatperson ein Gemälde für 140 RE, so ist 
dieser Erwerb zwar nicht besteuert, aber der Preis 
enthält in der Regel eine remanente Steuer. Ver- 
kauft dieser Steuerpflichtige den Gegenstand an 
einen anderen Steuerpflichtigen-Wiederverkäufer B 
zum Preis von 200 RE, so wird Mehrwertsteuer auf 
60 RE (30 V. H. des Verkaufspreises) erhoben. Der 
zweite Steuerpflichtige B restauriert das Gemälde, 
wobei der Preis der Dienstleistung, die einer nicht 
abziehbaren Steuer unterliegt, 10 RE beträgt. 
Schließlich verkauft der Steuerpflichtige B das Ge- 
mälde für 300 RE an eine Privatperson, und hier 
wird Steuer auf 90 RE erhoben. Somit gelangt das 
Gemälde zur letztgenannten Privatperson, nachdem 
Steuer auf 60 RE+IO RE + 90 RE = 160 RE erhoben 
wurden, ein Betrag, zu dem noch die remanente 
Steuer auf den Ersterwerb (zum Preis von 140 RE) 
hinzuzurechnen ist. 


Geht man nunmehr davon aus, daß das erwähnte 
Gemälde zum gleichen Preis von 140 RE von einem 
Steuerpflichtigen-Wiederverkäufer C erworben 
wird, der diesen Gegenstand zum gleichen Preis von 
200 RE an einen zweiten Steuerpflichtigen D liefert, 
der als im Ausland Ansässiger dieses Gemälde 
exportiert. Aufgrund von Artikel 15 der Richtlinie 
77/388/EWG ist diese Lieferung steuerfrei. Bei der 
Einfuhr wird das Gemälde jedoch mit seinem Wert 
von 200 RE der Mehrwertsteuer unterworfen. Der 
zweite Steuerpflichtige D nimmt nach der Einfuhr 
eine Restaurierung vor. Der Preis dieser Dienstlei- 
stung beträgt 10 RE; die Steuer ist nicht abziehbar. 
Anschließend verkauft er das Gemälde zum Preis 
von 300 RE an eine Privatperson. Dabei wird die 
Steuer auf 90 RE erhoben. Insgesamt unterliegt das 
Gemälde der Steuer auf 200 RE+10 RE + 90 RE 
300 RE; zu diesem Betrag muß noch die remanente 
Steuer auf 140 RE im Ausfuhrland hinzugerechnet 
werden. 


Das importierte Gemälde wird unter Ansatz von 300 
RE besteuert, während es im ersten Beispiel nur 160 
RE sind. Um eine derartige offensichtlich im Gegen- 
satz zu Artikel 95 des Vertrags von Rom stehende 
Wettbewerbsverzerrung zu vermeiden, ist vorge- 
sehen, im Ausland einkaufenden Steuerpflichtigen- 
Wiederverkäufern das Recht zum Abzug von 
70 V. H. der gemäß vorerwähnter Richtlinie bei der 
Einfuhr entrichteten Steuer einzuräumen, so daß sie 
letztlich diese Steuer nur auf 30 v. H. des Werts der 
Gegenstände bei der Einfuhr zu tragen haben. 


Bei den beiden angeführten Beispielen ist dann das 
Gemälde mit dem gleichen Steuerbetrag belastet, 
und zwar im ersten Beispiel mit der Steuer auf 160 
RE; im zweiten Beispiel ausgehend von 


(300 RE - 


200 REX 7^ 
lÖO ~ 


mithin ebenfalls Steuer auf 160 RE, 


Das vorgeschlagene System ist freilich nicht voll- 
kommen. Erfolgt z. B. der Einkauf im Ausland durch 
eine Privatperson, so hätte diese im Rahmen der 
Ausfuhr ein Recht auf Steuerbefreiung, doch würde 
das Gemälde bei der Einfuhr mit 100 v. H. seines 
Wertes der Steuer unterliegen. Um diesen Nachteil 
zu vermeiden, hätte man vorsehen können, daß bei 
der von einer beliebigen Person getätigten Einfuhr 
die Besteuerungsgrundlage 30 v.-H. des Preises be- 
tragen solle. Bei dieser Besteuerung würden jedoch 
Käufe in Drittländern begünstigt, in denen die in 
diesem Artikel genannten Gegenstände nicht steuer- 
belastet sind. Bei der Einfuhr würden diese Gegen- 
stände nur mit 30 v. H. ihres Preises der Steuer 
unterliegen, während im Inland davon ausgegangen 
wird, daß diese Gegenstände deshalb eine höhere 
Steuerlast getragen haben, weil sie Gegenstand 
mehrerer Lieferungen waren. 

Absatz 7 

Dieser Absatz ergibt sich folgerichtig aus Absatz 6, 
denn auch hiernach soll möglichst viel Reststeuer 
ausgelöscht werden, die, wenn sie iin Rahmen des 
vorgeschlagenen Systems im Inland auch hingenom- 
inen werden kann, aber im Bereich des grenzüber- 
schreitenden Handels soweit wie möglich ausge- 
schaltet werden muß. 


Zu Artikel 3 

Dieser Artikel schreibt die Regelung für bewegliche 
Gebrauchtgegenstände (es wird davon ausgegangen, 
daß diese keine Verbrauchsgegenstände sind) vor, 
die von einem „Steuerpflichtigen-Wiederverkäufer" 
geliefert werden. 

Wurde ein Gegenstand von einem Steuerpflichtigen 
für einen steuerpflichtigen Umsatz verwendet, so ist 
in der Regel die auf dem Gegenstand lastende 
Steuer abgezogen worden und belastet also den 
Gegenstand nicht mehr. Dies trifft jedoch im Falle 
eines von einer Privatperson verwendeten Gegen- 
standes nicht zu. 

Bei beweglichen Gebrauchtgegenständen, die von 
einem „Steuerpflichtigen-Wiederverkäufer" erwor- 
ben und von diesem erneut in den Kreislauf auf 
Handelsebene eingeschleust werden, müssen mithin 
zwei Fälle unterschieden werden: 

1. Der Gegenstand wird bei einem zum Vorsteuer- 
abzug berechtigten Steuerpflichtigen erworben. 
In diesem Falle hat er die Steuer dem „Steuer- 
pflichtigen-Wiederverkäufer" in Rechnung zu 
stellen und letzterer hat den Gegenstand bei der 
Lieferung an einen Steuerpflichtigen oder an eine 
Privatperson mit der Steuer zu belasten. Dies 
bedeutet, daß die Normalregelung zum Zuge 
kommt, denn der steuerpflichtige Umsatz ist der 
gleiche, ob der Gegenstand nun neu oder ge- 
braucht ist. 


Um Steuerverkürzungen vorzubeugen, darf dieses 
Recht auf Steuerabzug erst zum Zeitpunkt des 
Wiederverkaufs dieses Gemäldes ausgeübt werden. 


2. Der Gegenstand wird bei einer Privatperson oder 
einem nicht zum Vorsteuerabzug berechtigten 
Steuerpflichtigen erworben. In diesem Fall wird 
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die Steuer dem Steuerpflichtigen-Wiederverkäu- 
fer nicht in Rechnung gestellt, aber dennoch in 
den Kaufpreis einbezogen. 

Die Sonderregelung nach Artikel 3 soll diesen zwei- 
ten Fall regeln, indem die gleichen Grundsätze und 
die gleiche Technik zur Anwendung kommen, wie 
sie Artikel 2 enthält und die zu einer Besteuerung 
der pauschal errechneten Gewinnspanne des Steuer- 
pflichtigen-Wiederverkäufers führen. 

Es kann jedoch verkommen, daß ein Steuerpflich- 
tiger-Wiederverkäufer bewegliche Gebrauchtgegen- 
stände sowohl von Steuerpflichtigen als auch von 
Privatpersonen erwirbt. Er müßte mithin bei den 
von ihm bewirkten Lieferungen zwei Regelungen 
anwenden: die Normalregelung im ersten Fall und 
die Sonderregelung im zweiten Fall. Um hier Bu- 
chungsschwierigkeiten zu vermeiden, sieht Absatz 3 
für diesen Steuerpflichtigen-Wiederverkäufer die 
Möglichkeit vor, für die Sonderregelung zu optie- 
ren, ohne Rücksicht auf die Beschaffungsquelle. 
Ncitüriich darf er in diesem Fall die von einem 
Steuerpflichtigen als Lieferer in Rechnung gestellte 
Steuer nicht abziehen, er soll sie aber zum Preis 
hinzurechnen, als ob der dem Lieferer gezahlte Preis 
ein Preis wäre, in dem die Steuer von Anfang an 
enthalten war. Bei dieser Bestimmung muß jedoch 
eine Ausnahme zugelassen werden: Im Fall der 
Ausfuhr ist der Abzug wie bei den in Artikel 2 
genannten Gegenständen und aus den gleichen 
Gründen zulässig. 

Ausgenommen von dieser Regelung sind Gebraucht- 
gegenstände aus Edelmetallen und -steinen. Grund- 
sätzlich müßte für diese Gegenstände die gleiche 
Regelung gelten wie für die übrigen beweglichen 
Gegenstände. Aber hier gibt es zu viele Steuerver- 
kürzungsmöglichkeiten. Auch weist der Markt für 
diese Gegenstände nicht die gleichen Merkmale auf 
Vs/ie der Markt für andere bewegliche Gegenstände, 
denn ihr Wert kann am Gewicht der in die Fertigung 
des Gegenstandes eingehenden Edelmetalle und 
-steine gemessen werden, wobei der Wert unab- 
hängig von der Verwendung des Gegenstands eini- 
germaßen konstant bleibt. Außerdem könnten die 
von einem Steuerpflichtigen-Wiederverkäufer ge- 
kauften Gegenstände als in die Fertigung neuer 
Gegenstände eingehende Rohstoffe verwendet wer- 
den und bei Anwendung der Pauschalbesteuerung 
in diesem Bereich liefe man Gefahr, das Besteue- 
rungssystem für Goldschmiedeumsätze zu beein- 
trächtigen. 

Zu Artikel 4 


behördliche Eintragung erfolgt, mit deren Hilfe der 
Eigentuniswechsel dieser Gegenstände verfolgt wer- 
den kann, erschien es wegen der Besonderheit des 
Marktes und in dem Bemühen, die Kumulierungs- 
wirkung einer erneuten Besteuerung zu mJndern, 
die eine Ausschaltung der Berufshändler verur- 
sachen könnte, zweckmäßig, Steuerpflichtigen, die 
solche Gegenstände zum Zwecke des Weiterverkaufs 
erworben haben, ein Recht zum Abzug eines be- 
stimmten Betrages einzuräumen, der als der Vor- 
steuer entsprechend angesehen wird. 

Dieser Steuerabzug ist unter Zugrundelegung des 
Einkaufspreises des Gegenstandes zu dem beim Er- 
werb geltenden Satz zu errechnen. 

Dieses System des Abzugs der Vorbelastung wurde 
gewählt, weil es den Vorteil besitzt, die Gewinn- 
spanne des Steuerpflichtigen-Wiederverkäufers nicht 
in Erscheinung treten zu lassen und nicht auf eine 
pauschale Besteuerung zurückgegriffen zu werden 
braucht. 

Absatz 3 sieht Sicherungsmaßnahmen vor, um etwa 
bei Anwendung dieses Systems mögliche Steuerver- 
kürzungen auszuschalten. 

Die Regelung läßt in Absatz 4 die Ausfuhr der von 
Mehrwertsteuer völlig entlasteten Gegenstände zu, 
allerdings vorbehaltlich ähnlicher Sicherungsbestim- 
luungen wie nach Absatz 3, und zwar ebenfalls zur 
Vermeidung von Steuerhinterziehungen. Diese Re- 
gelung ist wesentlich zuverlässiger als das für die 
anderen Gebrauchtgegenstände sowie für Kunst- 
j gegenstände, Sammlungsstücke und Antiquitäten in 
Aussicht genommene System, denn es läßt den Ab- 
zug der auf dem Gegenstand ruhenden Steuer zu, 
auch wenn diese Steuer dem exportierenden Steuer- 
pflichtigen nicht in Rechnung gestellt wurde. Diese 
Vorzugsregelung für die Ausfuhr kann wegen der 
Art der Gegenstände und auch deshalb gewählt wer- 
den, weil diese Gegenstände im Rahmen der Aus- 
fuhr von Gebrauchtgegenständen im innergemein- 
schaftlichen Handel die Hauptrolle spielen. 

Absatz 5 gibt Steuerpflichtigen, die die Gegenstände 
zum Zwecke des Wiederverkaufs oder der Wieder- 
ausfuhr importieren, die Möglichkeit, die bei der 
Einfuhr der Gegenstände entrichtete Steuer in vol- 
lem Umfange abzuziehen, ohne daß die in den Ab- 
sätzen 3 und 4 festgesetzten Grenzen zu beachten 
sind, denn die Steuerhinterziehungsrisiken sind aus- 
geschaltet. 

Zu Artikel 5 und 6 


Für die in diesem Artikel genannten Gebraucht- Diese Bestimmungen bedürfen keiner besonderen 
gegenstände, bei deren Eigentumswechsel meist eine Begründung. 
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